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Historische und gesetzliche Grundlagen der Überwachung 
(Historical and legal basis of surveillance)

Die Auswirkungen der von 1945 bis 1980 durchgeführten oberirdischen Kernwaffentests sowie der
großtechnische Einsatz der Kernenergie seit den 60er und 70er Jahren machten die Konzeption unter-
schiedlicher Kontrollsysteme zur Umwelt- und Umgebungsüberwachung notwendig. In der Bundesrepublik
Deutschland sind die Zuständigkeiten, Überwachungssysteme und Messprogramme für die Kontrolle der
Radioaktivität in der Umwelt bzw. in der Umgebung kerntechnischer Anlagen durch das Strahlenschutzvor-
sorgegesetz (StrVG) bzw. die Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) geregelt. 

Überwachung der Umwelt

Der Anstieg der Umweltradioaktivität durch die oberirdischen Atomwaffenversuche ab 1945 lieferte einen
nicht vernachlässigbaren Beitrag zur Strahlenexposition der Bevölkerung mit der Folge, dass schon in den
50er Jahren von der Bundesrepublik Deutschland Messsysteme zur Umweltüberwachung aufgebaut wur-
den:

- 1955 wurde der Deutsche Wetterdienst (DWD) gesetzlich verpflichtet, die Atmosphäre auf radioaktive
Nuklide und deren Ausbreitung zu überwachen.

- Mit Artikel 35 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) vom
25. März 1957 wurden die Mitgliedstaaten verpflichtet, die notwendigen Einrichtungen zur ständigen
Überwachung des Radioaktivitätsgehaltes von Luft, Wasser und Boden sowie zur Überwachung der
Einhaltung der Strahlenschutz-Grundnormen zu schaffen. Artikel 36 des Euratom-Vertrages verpflichtet
zur regelmäßigen Berichterstattung über die aktuelle Umweltradioaktivität.

- 1960 wurden in Vereinbarungen zwischen dem zuständigen Bundesressort (Bundesministerium für
Atomkernenergie und Wasserwirtschaft) und den Ländern die Grundzüge der Überwachungs-
maßnahmen festgelegt, die im Wesentlichen noch heute gültig sind. Die Verpflichtungen aus Artikel 35
und 36 des Euratom-Vertrages werden mittels der amtlichen Radioaktivitätsmessstellen des Bundes
und der Länder erfüllt.

Der Reaktorunfall von Tschernobyl am 26. April 1986 war Anlass, die Zuständigkeiten für die Umwelt-
überwachung neu zu regeln und das rechtliche Instrumentarium zur Schadensbegrenzung zu ergänzen.
Ziel des daraufhin verabschiedeten Strahlenschutzvorsorgegesetzes (StrVG) vom 19. Dezember 1986 ist
es, zum Schutz der Bevölkerung die Radioaktivität in der Umwelt zu überwachen und im Falle von Ereig-
nissen mit radiologischen Auswirkungen die radioaktive Kontamination in der Umwelt und die Strahlenex-
position des Menschen durch angemessene Maßnahmen so gering wie möglich zu halten. 

Die §§ 2 und 3 Strahlenschutzvorsorgegesetz grenzen die Aufgabenzuständigkeit zwischen Bund und Län-
dern ab. Dem Bund ist gemäß § 2 die großräumige Überwachung der Medien Luft und Wasser sowie die
Ermittlung der �-Ortsdosisleistung zugewiesen. Die Überwachung der anderen Umweltmedien wird in
Bundesauftragsverwaltung nach § 3 StrVG von den Messstellen der Länder wahrgenommen.

Auf dieser gesetzlichen Grundlage wurde in den nachfolgenden Jahren das Integrierte Mess- und Informa-
tionssystem zur Überwachung der Umweltradioaktivität (IMIS) geschaffen, in dem die nach den §§ 2 und 3
StrVG ermittelten Daten bundeseinheitlich zusammengeführt werden.

1988 wurde im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) ein
Routinemessprogramm zur Entnahme und Messung von Umweltproben zwischen den Bundes- und Län-
derbehörden abgestimmt und in den Folgejahren umgesetzt. Das Programm enthält verbindliche Vorgaben
für die Durchführung der routinemäßigen Überwachungsmaßnahmen durch die zuständigen Behörden des
Bundes und der Länder und stellt bundeseinheitliches Vorgehen sicher. Die an dem Routine-
messprogramm beteiligten Messstellen des Bundes und der Länder sind im Anhang aufgeführt.

Ebenso wurde 1995 im Auftrag des BMU zwischen den Bundes- und Landesbehörden ein Intensivmess-
programm abgestimmt, das im Falle erhöhter Freisetzung radioaktiver Stoffe in die Umwelt an die Stelle
des Routinemessprogramms tritt. Auf der Grundlage der §§ 2 und 3 StrVG werden hierin umfangreichere
Radioaktivitätsmessungen in kürzeren zeitlichen Abständen vorgeschrieben, mit denen schnell die radiolo-
gische Lage erfasst und eventuell erforderliche Vorsorgemaßnahmen zur Minimierung der Strahlenexposi-
tion durch die jeweils zuständigen Bundes- bzw. Landesministerien empfohlen werden können.
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Überwachung der Umgebung kerntechnischer Anlagen

Nach Inbetriebnahme von Forschungsreaktoren in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1957
und 1958 und nach dem späteren großtechnischen Einsatz der Kernspaltung zur Energiegewinnung ist als
zusätzliche Aufgabe zur Überwachung der Umweltradioaktivität die Umgebungsüberwachung kerntechni-
scher Anlagen (Emission und Immission) erwachsen. Die rechtlichen Verpflichtungen leiten sich aus dem
Atomgesetz und der Strahlenschutzverordnung ab und werden sowohl von den Betreibern der Anlage
selbst als auch von unabhängigen Messstellen der Länder durchgeführt. Die Messaufgaben sind in der
Richtlinie zur Emissions- und Immissionsüberwachung kerntechnischer Anlagen (REI) von 1993 festge-
setzt.

Überwachung der Umgebung bei bergbaulichen und anderen Tätigkeiten in den neuen Bundes-
ländern

In den neuen Bundesländern wurde gemäß Einigungsvertrag vom 31. August 1990 nach fortgeltendem
Recht der ehemaligen DDR die Strahlenexposition durch Inhalation kurzlebiger Radonzerfallsprodukte im
Bergbau und bei anderen Tätigkeiten, die nicht Umgang mit radioaktiven Stoffen oder Anwendung ionisie-
render Strahlung gemäß Strahlenschutzverordnung sind, überwacht. Die Art der Überwachung änderte
sich durch das Inkrafttreten der Novelle der Strahlenschutzverordnung nur unwesentlich. 

Übersicht über die Verwaltungsbehörden des Bundes zur Überwachung
der Umwelt- bzw. Umgebungsradioaktivität gemäß StrVG bzw. REI

(Overview of the federal administrative authorities for the monitoring of environmental and
ambient radioactivity in accordance with StrVG and REI)

Deutscher Wetterdienst, Zentralamt
Offenbach am Main

Messung von Luft und Niederschlag
Ausbreitungsprognose
Spurenanalyse

Physikalisch-Technische Bundesanstalt
Braunschweig

Spurenanalyse
Bereitstellung von Aktivitätsnormalen

Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz Bundeswasserstraßen, oberirdische Gewässer
Oberflächenwasser, Schwebstoff und Sediment

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie, Hamburg

Nord- und Ostsee einschließlich Küstengewässer
Meerwasser, Schwebstoff und Sediment

Bundesforschungsanstalt für Fischerei, Labor
für Fischereiökologie, Hamburg

Fische, Fischprodukte, Krusten- und Schalentiere,
Wasserpflanzen, Plankton

Bundesanstalt für Milchforschung, Institut für
Chemie und Technologie der Milch, Kiel

Milch, Milchprodukte, Futtermittel, Boden, Pflanzen und
Düngemittel
Einzellebensmittel, Gesamt- und Babynahrung

Bundesamt für Strahlenschutz
Fachbereich Angewandter Strahlenschutz, Berlin Trinkwasser, Grundwasser, Abwasser, Klärschlamm,

Reststoffe und Abfälle
Umweltradioaktivität, die aus bergbaulicher Tätigkeit in
Gegenwart natürlich radioaktiver Stoffe (besonders
Radon und seine Folgeprodukte) stammt
Abwasserüberwachung kerntechnischer Anlagen
Abluftüberwachung kerntechnischer Anlagen

Fachbereich Strahlenhygiene, Oberschleißheim Umweltradioaktivität, Strahlenexposition der Bevölke-
rung
Tabakerzeugnisse, Bedarfsgegenstände, Arzneimittel
und deren Ausgangsstoffe

Fachbereich Strahlenhygiene, Freiburg �-Ortsdosisleistung
Spurenanalyse
Zusammenfassung der vom Bund ermittelten Daten
über Luft und Niederschlag


